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	Ausführungen des Abgeordneten der CDU-Landtagsfraktion, Reinhardt Thomas, MdL, zum Antrag der CDU-Fraktion zum Thema: „Neufassung Seeunfall-Untersuchungsgesetz – Erhalt der Seeämter“ auf Drucksache 3/2729 (neu) (Ausbringung), auf der Plenarsitzung, am 14. März 2002


Anrede,

beim Thema Nationales Sicherheitskonzept Ostsee haben wir uns hier im Landtag seit Ende 1999 leider gestritten, statt gemeinsam die rot-grüne Bundesregierung unter Druck zu setzen. Unsere sachlich und fachlich fundierten Vorschläge waren richtig und konnten deshalb nur über den Umweg teurer SPD-Gutachten bestätigt werden. 

Wir haben zur Kenntnis nehmen müssen, dass in Mecklenburg-Vorpommern nicht die PDS und schon gar nicht Umweltminister Prof. Methling das Problem ist, sondern allein die Ringstorff-SPD. Das machte die Sache so kompliziert. 

Wir haben anderthalb bis zwei Jahre verloren und hätten vielleicht die Katastrophe vor Moen gemeinsam verhindern können, wenn unsere Forderungen eher in den Köpfen hiesiger und Berliner SPD-Chefs angekommen und umgesetzt worden wären. Und dann redet anlässlich des Seeunfall-Untersuchungs-Gesetz am 21.02. Frau Dr. Lucyga, SPD, im Bundestag auch noch über Schiffssicherheit in der Ostsee, Zitat:

· „Wir wollen, dass die Schifffahrt in der Ostsee sicherer wird“.

· Sie spricht von 20 Grundberührungen, 60.000 Schiffsbewegungen im Jahr in der Kadetrinne und der Katastrophe vor Moen.

· Und sie sagt in ihrer unnachahmlichen Naivität auch noch die bittere Wahrheit, Zitat: „Unsere Anträge zur Schiffssicherheit entstanden unmittelbar nach dem 30. März 2001 aus der Situation heraus.“

Genau diese Einstellung der SPD war es, mit der wir uns hier im Landtag und im Bund auseinandersetzen mussten. Wir mussten zu lange gegen Naivität und unerträgliche Ignoranz ankämpfen. Und das führt eben direkt in die nächste Seekatastrophe, die lange vor dem 29. März 2001 absehbar war.

In der Rede folgte dann noch eine üble Beschimpfung. Zitat: „Truppe von Stoiber-Berater Rehberg im Schweriner Landtag“, die Wolfgang Börnsen nur wie folgt kommentieren konnte: „Ganz dummer Polemik ist das.“

Unser Engagement für mehr Schiffssicherheit auf der Ostsee, das von allen Experten anerkannt und gewürdigt wurde, ist damit von Dr. Lucyga (SPD) nochmals und völlig unnötig im Bundestag diskreditiert worden. Was dabei herauskommt, wenn Hinterbänkler regieren, haben wir leider beim Thema Schiffssicherheit erleben müssen. 

Wir brauchen starke Interessenvertreter im Bundestag und keine Schlottermänner, die es nicht wagen, dem Bundesverkehrsminister zu widersprechen. 

Zum Seeunfalluntersuchungsgesetz sagte Frau Dr. Lucyga: „Dass keines der fünf Seeämter bis jetzt in der Lage oder befugt ist, eine solche Katastrophe, wie die vor der Insel Moen zu untersuchen.“ Wo lebt die eigentlich?

Abschließend empörte sich die SPD-Abgeordnete aus der größten Hafenstadt unseres Landes noch über die Verweigerungshaltung von CDU/CSU, FDP und PDS gegenüber einem Gesetzentwurf, dem nun wirklich kein vernünftiger Mensch zustimmen kann. Ein Kapitän aus Flensburg sagte dazu treffend in der Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung am 04. März: 

„Diesen abstimmungsberechtigten Politikern muss man entweder Dummheit oder Feigheit unterstellen. Dummheit in dem Falle, wenn sie sich nicht informiert haben, was sie mit ihrem Verhalten anrichten. 

Feigheit in dem Falle, wenn sie es, aus welchen Gründen auch immer, nicht wagen, gegen einen Antrag des Bundesverkehrsministeriums zu stimmen.“

Deswegen stehen wir beim Sicherheitskonzept Ostsee erst ganz am Anfang, aber mit Sicherheit vor der nächsten Katastrophe und deswegen werden im Bundestag rot-grüne Gesetze beschlossen, gegen die die ganze Küste zurecht Sturm läuft.

Gegen dieses Gesetz protestieren u. a. die Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste, Seerechtsexperten, Bergungsprofis, Fachleute aus Nord- und Ostsee, Greenpeace, Reeder, nautische Vereine, Gewerkschafter aus der maritimen Wirtschaft, Lotsenbrüderschaften, Verbände der Schiffsingenieure, Seglerverbände, Wasserschutzpolizei, Fischer und der Norddeutsche Journalistenverband.

Das bestehende Seeunfall-Untersuchungs-Gesetz entspricht im Grundsatz den internationalen Standards, insbesondere den Anforderungen des IMO-Codes.

Das hat das Bundesverkehrsministerium in einem Schreiben vom 23. April 2001 der Europäischen Kommission ausdrücklich mitgeteilt. Der Bodewig-Gesetzentwurf liegt zeitlich völlig unpassend vor der geplanten EU-Regelung für Schiffsunfall-Untersuchungen. 

Er ist fachlich, wie in unserer Einbringung vorgetragen, falsch und zudem inhaltlich völlig undemokratisch, weil die Öffentlichkeit beim Verfahren ausgeschlossen wird. Die neue Bundesstelle ermittelt ohne öffentliche Seeamtsverhandlungen, also unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Damit verstößt das Gesetz auch gegen die Pressefreiheit. Die Aufsicht über das neue Amt übt das Berliner Verkehrsministerium aus. 

Verwaltungstechnisch ist das neue Hamburger Amt beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrografie (BSH) angesiedelt. Auch diese Behörde ist wiederum Berlin unterstellt. Also doppelte Abhängigkeit vom Ministerium.

Die Seeämter können nur noch bei Patententziehungsfällen öffentlich verhandeln. Sie sind nicht mehr unabhängig, weil sie nur noch auf Weisung der Wasser- und Schifffahrtsdirektion tätig werden dürfen. 

Der Spruchkörper des Seeamtes ist in seiner Entscheidungsfindung nur eingeschränkt unabhängig, weil sich seine Unabhängigkeit nicht mehr auf weitergehende Beweisschlüsse bezieht.

Die Seeämter können zukünftig auch keine vorläufigen Patententziehungen, wie im Straßenverkehr üblich, mehr anordnen. 

Das heißt praktisch, dass betrunkene Kapitäne ihre Schiffe solang weiter führen können, bis das reguläre Verfahren abgeschlossen ist. Also drei bis fünf Monate akute und erhöhte Gefahren für die Schiffssicherheit.

Die bisherigen ehrenamtlichen Beisitzer werden sich für solche Praktiken nicht mehr zur Verfügung stellen.

Die Rechtsschutzmöglichkeiten für die Betroffenen werden durch die Abschaffung des Widerspruchsverfahrens stark eingeschränkt.

Es gibt keine zweite Tatsacheninstanz zur Korrektur von Ermittlungs- und Bewertungsfehlern. Rechtsmittel gegen den Untersuchungsbericht sind nicht vorgesehen. Die Verwaltung kontrolliert sich also selbst.

Das ist wohl der entscheidende Beweggrund für Rot-Grün. Die de facto Abschaffung der Seeämter Emden, Bremerhaven, Hamburg und Rostock sowie die Verkleinerung des Seeamtes Kiel ist für SPD und Grüne der erwünschte Nebeneffekt.

Als größter Gegner mit unglaublich gefährlichem und teurem Beharrungsvermögen für den Steuerzahler hat sich bei den Forderungen zur Umsetzung eines Nationalen Sicherheitskonzeptes für die Nord- und Ostsee die Verwaltung des Bundes erwiesen.

Dieses neue Gesetz ist eine Lex-„Pallas“, mit dem fehlerhaftes Verhalten von Behörden und Politikern im Vorfeld und bei der Bekämpfung von Ölkatastrophen nicht mehr zum Gegenstand eines öffentlichen Seeamtsverfahrens gemacht werden soll. 

Rot-Grün leidet also bis heute darunter, dass sich nach der „Pallas“-Katastrophe Seerechtsexperten, Bergungsprofis, Journalisten und Seeämter, also auch Behördenvertreter erdreistet haben, Kritik an dem dilettantischen rot-grünen Krisenmanagement in Kiel und Berlin und an dem völlig unzureichenden Sicherheitskonzept zu üben. 

Rot-Grün in Berlin geht es also nicht um ein Mehr an Schiffssicherheit und um ein wirksames Nationales Sicherheitskonzept für die Nord- und Ostsee, sondern um die Kaschierung eigener Fehler und politischer Fehlentscheidungen.

Die zeichnen sich nämlich schon jetzt wieder ab. 

In Sachen Schiffssicherheit auf der Ostsee ist praktisch, dreieinhalb Jahre nach der „Pallas“-Katastrophe und ein Jahr nach der Ölkatastrophe vor Moen so gut wie nichts passiert. Einzig ein 60-Tonnen Schlepper, der aber kein größeres Schiff bei Sturm auf den Haken nehmen und vor Strandungen bewahren kann, liegt nunmehr in Warnemünde.

Schon jetzt ist abzusehen, dass das zukünftige Havariekommando nicht das von uns vorgeschlagene Küstenwachzentrum mit militärischer Führungsstruktur ersetzen kann.

 Rot-Grün in Berlin weiß, dass mit der jetzigen Seesicherheitspolitik die nächste Katastrophe nicht verhindert bzw. effektiv bekämpft werden kann.

Deshalb wollen SPD und Grüne per Gesetz eine Mauer des Schweigens zur Vertuschung errichten. Das ist undemokratisch.

Interessant ist neben diesem Aspekt auch die Frage, wem nützt die Reform und wem schadet sie?

Diese Reform geht eindeutig zulasten der Seeleute. Anders als bei den Reedern, welche die neuen Kosten gemäß § 24 Flugunfalluntersuchungsgesetz abwenden konnten, ist es bei den Seeleuten. Gemäß § 22 Absatz 2 des noch gültigen Seeunfall-Untersuchungs-Gesetzes werden keine Auslagen erhoben. Das ändert sich aber mit dem Regierungsentwurf § 32 Absatz 3.

Wird einem Patentinhaber ein regelwidriges Verhalten vorgeworfen, welches sich im Ausland ereignet hat, so gehören sämtliche Kosten für Übersetzung, Kosten für Zeugen, Sachverständigen sowie Kosten für in- und ausländische Behörden zu den Auslagen des Verfahrens.

Diese Kosten können sehr schnell einige tausend Euro erreichen.

Die Reeder schonen und die Seeleute schröpfen – das ist rot-grüne Politik zulasten der Seeleute. 

Diese Seeleute, die in einem problematischen Umfeld dem Druck der Reeder ausgesetzt sind und unter erschwerten Bedingungen agieren müssen, mit erhöhten Verfahrenskosten zu belasten, ist schlichtweg unanständig.

Unanständig ist auch der am 30. Januar von SPD und Grüne in den Ausschuss für Verkehr, Bau und Wohnungswesen eingebrachte Änderungsantrag, nach dem § 111 der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte aufzuheben ist. 

Bei einem durchschnittlich schwierigen Seeamtsverfahren erhöhen sich damit die gesetzlichen Rechtsanwaltsgebühren von ca. 640 Euro auf 

1.340 Euro, also um 120 %. Es ist ein Skandal, dass die Seeleute bei dieser Regierung überhaupt keine Lobby haben. Das allein wäre schon Grund genug für gestandene Küstenbewohner die Befürworter eines solchen Gesetzes in die Wüste zu schicken.

Reeder schonen, Anwälte Geld zuschieben und Seeleute schröpfen – das ist das Markenzeichen rot-grüner Seefahrtspolitik. 

Ich möchte noch auf einen besonderen Aspekt der bisherigen Seeamtspraxis hinweisen – dem gemeinsamen Untersuchungsbericht nach internationalen IMO-Standard. Das bestehende Seeunfall-Untersuchungs-Gesetz ermöglicht bereits gemeinsame Unfalluntersuchungen. Offenbar wissen das einige sogenannte SPD-Experten bis heute noch nicht.

Am 23.12.2000 kenterte MS „Janra“ in der Aland-See (Finnland) nach der Kollision mit dem Feuerträger Tröskeln Västra. Von einem Bergungsschlepper wurde das Schiff in die geschützten Schärengebiete geschleppt. Am 17. Februar 2001 wurde das MS „Janra“ wieder aufgerichtet und später nach Hamburg geschleppt. 

Auf der Grundlage des IMO-Codes A.849 (20) vereinbarten am 10. Januar 2001 das Seeamt Hamburg und die Finnische Seeunfalluntersuchungsbehörde die Zusammenarbeit zur Aufklärung des Seeunfalls, einschließlich möglicher Sicherheitsempfehlungen. Der deutsch-finnischen Kommission gehörten wie bei unseren Seeämtern üblich Nautiker, Ingenieure und Juristen an. Nach dem Seeunfall der „Prinz Richard“ im Hafen von Puttgarten am 
19. Juni 2001, gab es mit der gemeinsamen Untersuchung dieses Seeunfalls eine erfolgreiche Premiere der deutsch-dänischen Zusammenarbeit auf der Grundlage des IMO-Codes.

Mit dem Spruch des Seeamtes Rostock vom 8. November 2001 sowie der gemeinsamen deutsch-schwedischen Empfehlung zum Spruch des Seeamtes bezüglich des Seeunfalls des RoRo-Fährschiffes „Sassnitz“ am 01.07.2001 nördlich Kap Arkona, wurde erstmals in Deutschland eine internationale Seeunfall-Untersuchung zum Abschluss gebracht, die dem internationalen Standard entspricht.

Auch nach dem Seeunfall auf dem Fährschiff „Rügen“ am 07. Juli 2001 vor dem Hafen Trelleborg hat das Seeamt Rostock Ermittlungen aufgenommen und mit der schwedischen Untersuchungsbehörde eine Zusammenarbeit vereinbart. 

Nach dem Brand im Maschinenraum der norwegischen Fähre „Prinzess Ragnhild“ am 1. März 2002, hat das Seeamt Kiel unmittelbar nach dem Einlaufen in den Kieler Hafen mit einem 7-köpfigen Expertenteam aus Ingenieuren, Nautikern und Wasserschutzpolizei die Untersuchung durchgeführt. 

Als Brandsachverständiger wurde Prof. Joachim Hahne aus Warnemünde per Hubschrauber zum Einsatzort gebracht. Prof. Hahne gehörte bereits zum seeamtlichen Ermittlungsteam im Seeunfall „Pallas“ und beim Maschinenbrand auf der Fähre „Sassnitz“.

Nach Auskunft des Vorsitzenden der Seeämter Kiel, Hamburg und Rostock, Jochen Hinz, werden Norwegen und Deutschland auch bei der „Prinzess Ragnhild“ einen gemeinsamen Untersuchungsbericht nach IMO-Standard anfertigen.

Die unhaltbaren Behauptungen, dass Deutschland seit der Einführung des IMO-Codes für die Seeunfall-Untersuchung im Jahr 1997 in Rückstand geraten ist, wird durch die praktische und erfolgreiche Arbeit unserer Seeämter widerlegt. Die Verfahrensweise der Seeämter funktioniert hervorragend. Ihr Anerkennungsgrad an der Küste, national und international, ist sehr hoch. 

Rot-Grün und einigen Behördenchefs, die beim Sicherheitskonzept Nord- und Ostsee versagt haben, ist das offenbar ein Dorn im Auge. 

Die Praxis hat gezeigt, dass die Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamt ideal ist. 

Und was mein Rot-Grün dazu? Lesenswert ist die Begründung von Rot-Grün zur de facto Abschaffung der Seeämter im Gesetzentwurf, Zitat: „Dagegen ist das vorgesehene neue Verfahren einer unabhängigen Bundesstelle für Seeunfall-Untersuchung Teil einer modernen kooperativen Streitkultur. 

Anstelle des Streitregulativs „mündliche Verhandlung“ tritt in der Verkehrsverwaltung das Sicherheitsregulativ der Produktion von Expertenwissen und Qualitätsressourcen sicherheitsorientierter Sachkompetenz sowie der Sicherheitspartnerschaft der Verantwortlichen.“

So etwas können nur rot-grüne Anwälte zu Papier bringen, die bereits jenseits von Eden sind.

Was ist das eigentlich für eine Sprache?

Jede öffentliche Gerichtsverhandlung in Deutschland wird mit dieser Argumentation in Frage gestellt. Das ist  verfassungswidrig.

Ich fasse zusammen:

Weder der IMO-Code, noch das Europarecht können als Begründung für dieses neue Seeunfall-Untersuchungs-Gesetz ins Feld geführt werden. 

Der jetzige Gesetzentwurf kann niemals das leisten, was das bisherige Gesetz geleistet hat. Wegen der fehlenden Transparenz der Entscheidungsabläufe fehlt die Akzeptanz aller Beteiligten. Rechtsfrieden gibt es nur durch transparente und öffentliche Untersuchung. 

Die Anlehnung an das Flugunfall-Untersuchungsgesetz lehnen wir genauso ab, wie die Leitung der Untersuchung durch Techniker und Nautiker ohne juristische Qualifikation.

Der Rechtsschutz der Betroffenen wird durch das neue Gesetz stark eingeschränkt, weil die Unfallanalyse-Berichte nur noch Gutachtercharakter haben. Diese Gutachten können nur noch von natürlichen Personen mit der allgemeinen Leistungsklage angefochten werden. Das heißt, Reedereien und sonstige Beteiligte können keinen Rechtsschutz mehr in Anspruch nehmen.

Diese Form rot-grüner Geheimuntersuchung wird von keinem der Beteiligten Kreise akzeptiert. 

Statt Modernisierung des bestehenden Rechtes geht es der Bundesregierung um die Zerschlagung von bewährten Strukturen.

Allein die Seerechtsanwälte profitieren von diesem Gesetz, weil der Bedarf an Rechtsrat natürlich steigen wird.

Dieses Gesetz ist ein rot-grünes trojanisches Pferd. Nur noch der Geist des bewährten Seeunfall-Untersuchungs-Gesetzes wird uns und der Öffentlichkeit vorgespielt. In Wirklichkeit ist es ein unheilvolles Geschenk, das am Ende das Bewahrenswerte, also unsere Seeämter,

zerschlägt.

So etwas kann man nur ablehnen. 

Statt unsinnige Gesetze und Pläne für neue Schifffahrtshindernisse (Offshore-Parks), die das Gefahrenpotential vergrößern, müssen wir die Bundesregierung weiter unter Druck setzen. Unser Forderungskatalog für ein nationales Sicherheitskonzept Ostsee muss endlich in die Tat umgesetzt werden. 

Statt solcher Gesetzentwürfe für Anwälte und erstarrten Verwaltungen, benötigen wir Taten für mehr Sicherheit in der Seeschifffahrt.

